Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2370 


10 . 07 . 74 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zu den am 28. März 1974 vom Gemischten Parlamentarischen 
Ausschuß EWG-Türkei in Berlin angenommenen Empfehlungen 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis der vom Gemischten Parlamentarischen Aus- 
schuß EWG-Türkei auf seiner XVII. Tagung vom 24. bis 28. 
März 1974 in Berlin angenommenen Empfehlungen (Dok. 
71/74), 

— in Kenntnis des Zweiten Berichts des Ausschusses für 
Außenwirtschaftsbeziehungen und der Stellungnahme des 
Ausschusses für soziale Angelegenheiten und Arbeitsfra- 
gen (Dok. 158/74), 

1. billigt die am 28. März 1974 vom Gemischten Parlamenta- 
rischen Ausschuß EWG-Türkei angenommenen Empfehlun- 
gen; 

2. begrüßt das Inkrafttreten des Interimsabkommens am 1. Ja- 
nuar 1974, das die vorzeitige Anwendung der Handelsbe- 
stimmungen des Entschließungsprotokolls ermöglicht und 
es der Türkei schon jetzt gestattet, die Zollfreiheit für nahe- 
zu alle ihre industriellen Exporte in die neun EWG-Mit- 
gliedsländer in Anspruch zu nehmen; 

3. begrüßt ferner die zum gleichen Zeitpunkt der Türkei von 
der Kommission gemäß Artikel 35 Ziffer 3 des Zusatzpro- 
tokolls gewährten neuen Agrarkonzessionen sowie die be- 
schlossenen Zollaussetzungen, die diesen Ländern An- 
spruch auf eine nicht weniger günstige Behandlung eröff- 
nen, als sie den Staaten Vorbehalten sind, denen das ge- 
meinschaftliche System allgemeiner Präferenzen zugute 
kommt; 

4. bedauert jedoch erneut die Ablehnung der türkischen For- 
derung auf Einbeziehung in die Liste der Empfängerländer 
dieser allgemeinen Präferenzen durch den Rat und ersucht 
diesen, seine Haltung erneut zu prüfen; 

5. teilt die Beunruhigung der türkischen Assoziationspartner 
über die Aushöhlung der der Türkei durch die Gemein- 
schaft gewährten Präferenzen; 
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6. schlägt daher vor, alle Möglichkeiten, die durch die ver- 
schiedenen zwischen der EWG und der Türkei Unterzeich- 
neten Abkommen und Protokolle geboten werden, zu nut- 
zen, damit den türkischen Erzeugnissen die Vorteile zu- 
gute kommen, die dieses Land als Unterzeichnerland eines 
Assoziierungsabkommens mit dem Ziele des Beitritts für 
sich beanspruchen kann,- 

7. schlägt im Hinblick auf dieses Ziel vor, daß regelmäßige 
Konsultationen zwischen den beiden Partnern stattfinden, 
um die Türkei über die Drittländer von der Gemeinschaft 
gewährten Vergünstigungen auf dem laufenden zu halten 
und etwaige Ausgleichsmaßnahmen zu beschließen; 

8. hält es für wünschenswert, daß die Assoziation beim Ein- 
tritt in das zweite Jahrzehnt ihres Bestehens neue Impulse 
durch die Verv/irklichung eines breit angelegten Aktions- 
programms erhält, das den späteren Eintritt der Türkei zur 
EWG erleichtert und einen genauen Zeitplan für die Ver- 
wirklichung der zu erreichenden Ziele enthält; 

9. unterstreicht die Bedeutung für die Gemeinschaft, an den 
derzeitigen Entwicklungsbemühungen der Türkei im Rah- 
men ihres Dritten Plans mitzuwirken, und erwartet vom 
Assoziationsrat, daß er ihm über die Ergebnisse der ge- 
meinschaftlichen Interventionen in diesem Bereich, insbe- 
sondere durch die Europäische Investitionsbank, und über 
die etwaigen Maßnahmen zur Verbesserung der Wirksam- 
keit dieser Interventionen Bericht erstattet; 

10. weist in diesem Zusammenhang auf die Bedeutung einer 
verstärkten Konzertation zwischen der EWG und der Tür- 
kei zur Nutzung der potentiellen Bodenschätze dieses Lan- 
des, insbesondere im Erdölsektor, hin; 

11. appelliert an den Assoziationsrat, die Entscheidungsbefug- 
nisse voll zu nutzen, die ihm nun durch das Zusatzprotokoll 
zuerkannt sind, um zur Lösung der wichtigsten Probleme 
beizutragen, die sich durch die Anwesenheit einer großen 
Zahl eingewanderter türkischer Arbeitnehmer in den 
EWG-Mitgliedsländern stellen, und zwar insbesondere um; 

a) die notwendigen Initiativen für eine größere Wirksam- 
keit der im Bereich der Berufsbildung der türkischen 
Arbeitnehmer unternommenen Bemühungen zu fördern; 

b) die Sicherheit der Beschäftigung dieser Arbeitnehmer 
besser zu gewährleisten und im Rahmen der sich aus 
der Energiekrise ergebenden verlangsamten Wirt- 
schaftstätigkeit alle Maßnahmen zu treffen, damit diese 
Arbeitnehmer im Falle einer Senkung des Beschäf- 
tigtenstandes weniger betroffen sind als diejenigen der 
Drittländer; 
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c) die Aufnahmebedingungen für die türkischen Arbeit- 
nehmer und ihre Familien in den Gastländern zu ver- 
bessern; 

12. bedauert es, daß der Assoziationsrat nicht in der Lage war, 
vor dem 31. Dezember 1973 gemäß Artikel 39 des Zusatz- 
protokolls die Maßnahmen zu treffen, die den türkischen 
Arbeitnehmern eine Zusammenfassung der in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- und 
Beschäftigungszeiträume in bezug auf die Altersinvalidi- 
täts- und Sterbegelder ermöglichen, und hofft, daß in die- 
sem Bereich rasch eine Lösung gefunden werden kann; 

13. weist erneut auf die politischen Ziele der zwischen der 
EWG und der Türkei abgeschlossenen Assoziation hin und 
schlägt vor, daß beide Partner sich regelmäßig zu allen 
wichtigen Weltproblemen von gemeinsamem Interesse kon- 
sultieren; 

14. ersucht den Assoziationsrat, ihm über die auf Grund der 
Anwendung der bestehenden Abkommen und Protokolle 
erzielten Resultate sowie über die Maßnahmen, einschließ- 
lich einer Überprüfung der bestehenden Bestimmungen, die 
sich als erforderlich erweisen könnten, Bericht zu erstat- 
ten, damit die Assoziation einen umfassenden Beitrag zur 
Verwirklichung der durch den Entwicklungsplan der Tür- 
kei angestrebten Ziele leisten kann; 

15. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften, der Großen Türkischen National- 
versammlung, den Parlamenten der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und der türkischen Regierung zu übermitteln. 
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